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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 11 AL 57/11 B 
 
L 7 AL 49/09 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 18 AL 21/06 (SG Lüneburg) 
 
 
 
………………………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Juni 2011 durch die Vizepräsidentin  

Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie die Richter   Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 30. März 2011 wird als unzulässig verworfen.  

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der Divergenz 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) ist nicht in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG 

gebotenen Weise dargelegt worden.  

 

Um eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG in einer den Anforderungen des § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG genügenden Weise zu bezeichnen, muss die Beschwerdebegründung einen 

Widerspruch im Grundsätzlichen oder ein Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechts-

sätze in der Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) einerseits und einer Entscheidung 

des Bundessozialgerichts (BSG) bzw des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 

Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts andererseits aufzeigen (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 67). Dabei muss die Beschwerdebegründung deutlich machen, dass in der angefochtenen 

Entscheidung eine sie tragende Rechtsansicht entwickelt worden ist und nicht etwa nur unge-

naue oder unzutreffende Rechtsausführungen oder ein Rechtsirrtum im Einzelfall die Entschei-

dung bestimmen (BSG SozR 1500 § 160a Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 26; stRspr). Schlüssig 

darzulegen ist auch, dass das angefochten Urteil auf der Abweichung beruht (vgl ua BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 6 RdNr 18).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung vom 14.6.2011 nicht gerecht. Der Klä-

ger behauptet lediglich, die Entscheidung des LSG weiche vom Urteil des BSG vom 14.7.2004 

(B 11 AL 79/03 R - SozR 4-4220 § 4 Nr 1) ab, ohne aber aus dieser Entscheidung einen 

tragenden abstrakten Rechtssatz herauszuarbeiten und diesem einen tragenden abstrakten 

Rechtssatz aus dem angefochtenen Urteil des LSG gegenüberzustellen. Indem er bemängelt, 

er habe sich in der mündlichen Verhandlung ausdrücklich auf die Übergangsregelung in § 4 

Abs 1 Arbeitslosenhilfe-Verordnung 2002 berufen, in den schriftlichen Urteilsgründen sei die 

Rechtsprechung des BSG zu dieser Übergangsregelung aber nicht berücksichtigt, macht er 

selbst deutlich, dass er von einem Rechtsirrtum des LSG oder einer unzutreffenden Rechts-

anwendung dieses Gerichts ausgeht, das LSG also gerade keinen abweichenden Rechtssatz 

formuliert hat.  

 

Über die inhaltliche Richtigkeit der Entscheidung des LSG ist im Verfahren der Nichtzulas-

sungsbeschwerde aber nicht zu befinden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 und 67; stRspr).  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 

Satz 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter.  
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Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 7 
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